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(No. 2702.) Geſetz, betreffend die Vereidigung der von den Inhabern der Polizeigerichts⸗ 
barkeit gewaͤhlten Stellvertreter. Vom 24. April 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von 
Preußen dc. ꝛc. 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach erfordertem 
Gutachten Unſeres Staatsraths, was folgt: 


. 

Die im H. 2. der Verordnung vom 31. März 1838. (Geſetzſammlung 
1838. Seite 253.) enthaltenen Vorſchriften uͤber die Vertretung der Inhaber 
der Lo gegen finden auch Anwendung, wenn es auf die Ernennung 
vertretern zur Ausuͤbung der Polizeiverwaltung ankommt. 


. 

Ein jeder auf Grund der gedachten Vorſchriften zur Ausuͤbung der 
Polizeigerichtsbarkeit oder der Polizeiverwaltung ernannte Stellvertreter foll zu 
dieſem Geſchaͤft gerichtlich dahin vereidet werden: 

ich N. N. ſchwoͤre zu Gott, dem Allmaͤchtigen und Allwiſſenden, daß, 
nachdem ich zum Stellvertreter des Gerichtsherrn fuͤr die Ausuͤbung 
der Polizeigerichtsbarkeit (Polizeiverwaltung) Mu, RTS 24 
ernannt worden bin, Seiner Koͤniglichen Majeſtaͤt von Preußen, meinem 
Allergnaͤdigſten Herrn, ich unterthaͤnig, treu und gehorſam ſein, und 
alle mir vermoͤge meines Amtes obliegende Pflichten nach meinem be⸗ 
e Wiſſen und Gewiſſen genau erfüllen will, fo wahr mir Gott 
elfe u. ſ. w. 

Die uͤber die Eidesleiſtung auszufertigende Verhandlung iſt ſportel und 
ſtempelfrei. 


§. 3. 
; Iſt der zum Stellvertreter Ernannte bereits anderweit, ſei es in eben 
dieſer Eigenſchaft oder als Staatsbeamter, vereidet, ſo ſoll derſelbe nur auf 
den fruͤher geleiſteten Eid verwieſen und die ſchriftliche oder protokollariſche 
Erklärung von ihm erfordert werden, daß er ſich durch dieſen Eid auch fuͤr 
die Verhältniſſe des übernommenen neuen Amts für verpflichtet halte. 
Jahrgang 1846. (Nr. 27022704.) 26 


Ausgegeben zu Berlin den 16. Juni 1846, 
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H. 4. 

„Gegenwaͤrtiges Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1846. in Kraft; die bis 
zu dieſem Zeitpunkte von einem unvereideten Stellvertreter vorgenommenen 
polizeilichen Handlungen koͤnnen durch Berufung auf die unterbliebene Vereidi⸗ 
gung deſſelben nicht angefochten werden. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 

Gegeben Berlin, den 24. April 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Ühden. 
5 e: 
ode. 


(Nr. 2703.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 24. April 1846., durch welche der vereinigten 
Gemeinde Alt- und Neu⸗Kloͤtze die revidirte Staͤdteordnung vom 17. März 
1831. verliehen wird. 


Ai Ihren Bericht vom 3. d. M. will Ich der vereinigten Gemeinde Alt⸗ 
und Neu⸗Kloͤtze, dem Wunſche derſelben gemäß, die revidirte Städteordnung 
vom 17. März 1831. verleihen und Sie ermaͤchtigen, wegen deren Einfuhrung 
das Erforderliche anzuordnen. Dieſer Mein Befehl iſt durch die Geſetzſamm⸗ 
lung bekannt zu machen. 

Berlin, den 24. April 1846. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter v. Bodelſchwingh. 


(Nr. 2704.) Bekanntmachung, die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: 
„Koͤlniſche Ruͤckverſicherungs-Geſellſchaft“ betreffend. Vom 8. Mai 1846. 


Dis Könige Majeftät haben die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft in Köln 
unter der Firma „Kölniſche Ruͤckverſicherungs⸗Geſellſchaft“ zu genehmigen und 
das Statut derſelben zu beſtaͤtigen geruhet. Dies wird hiermit in Gemaͤßheit 
des F. 3. des Geſetzes über Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. unter 
dem Hinzufügen bekannt gemacht, daß die Aufnahme des Statuts der Gefell- 
ſchaft in das Amtsblatt der Regierung zu Koͤln angeordnet iſt. 

Berlin, den 8. Mai 1846. 


Der Rae Fuͤr den Miniſter des Innern. 
Flottwell. Im Auftrage. 
v. Manteuffel. 


(Nr. 2705.) 
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(Nr. 2705.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 15. Mai 1846., betreffend die Ermaͤßigung der 
e Transſkriptionsgebuͤhren und Honorarientarife beim Rheiniſchen Hypothe⸗ 
kenweſen, nebſt Tarif. 


N. den bereits auf den Antrag des zweiten Rheiniſchen Provinziallandtages 
durch die Order vom 15. Juli 1829. die Transſkriptionsgebuͤhren, welche bei 
Eintragung der Veränderung des Grundeigenthums in die Hypothekenbuͤcher 
im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln entrichtet werden, auf den 
Satz von zwei vom Tauſend ermaͤßigt worden ſind, will Ich auf Ihre in 
dem Berichte vom 29. April d. J. entwickelten Antraͤge genehmigen: 

1) daß die gedachten Gebuͤhren noch weiter ermaͤßigt und ebenſo, wie die 
Inſkriptionsgebuͤhren, welche für die Eintragung von Hypotheken, Rech⸗ 
ten und Privilegien zu entrichten ſind, auf Eins vom Tauſend feſtge⸗ 
ſetzt werden. ; BS E 

2) Genehmige Ich, zur Herſtellung eines duch mene Verfahrens auf 
beiden Rheinſeiten in Anſehung der Erhebungsweiſe der in die Staats⸗ 
kaſſen fließenden Gebühren und zur Erleichterung der Berechnung, daß 
dieſe Gebuͤhren, unter Anwendung des Satzes von Einem fuͤr Tauſend, 
in Sprungſätzen von 25 zu 25 Rthlrn. dergeſtalt erhoben werden ſollen, 
daß ‚für Summen bis zum Betrage von 25 Rrhlr. einfchließlich, der 
Gebuͤhrenſatz von Neun Pfennigen; fuͤr Summen bis zum Betrage von 
50 Rrhlr. einſchließlich, der Ca von Einem Silbergroſchen Sechs 
Pfennigen, bis zum Betrage von 75 Rthlr. einſchließlich, der Satz von 
Zwei Silbergroſchen Drei Pfennigen; bis zum Betrage von 100 Rthlr. 
einſchließlich, der Satz von Drei Silbergroſchen und fo fort, zur Erhe- 
bung kommt. Die Beſtimmungen des franzoͤſiſchen Geſetzes vom 
21. Ventöse des Jahres VII. (11. März 1799.) Art. 20. und 25. 
und des Großherzoglich e Dekrets vom 3. November 1809. 
Art. 23. und 30. werden hierdurch modifizirt. 

3) Beſtimme Ich, daß, wenn vermoͤge einer zu transſkribirenden Urkunde 
verſchiedene Perſonen mehrere Grundſtuͤcke erworben haben, für jeden 
Ankaͤufer die Gebühr nach Maßgabe des von ihm übernommenen Rat. 
preiſes beſonders berechnet und erhoben werden ſoll. Desgleichen 

4) daß, wenn ein Individuum kraft derſelben Urkunde mehrere Grundſtuͤcke 
erwirbt, von der beſonderen Liquidation der Prozentgelder nach Maß⸗ 
gabe jedes einzelnen Kaufpreiſes abzuſehen iſt, vielmehr ſaͤmmtliche Kauf⸗ 
gelder in einer Summe zuſammen zu rechnen ſind. Endlich 

5) genehmige Ich, unter Aufhebung der nach dem franzoͤſiſchen Geſetze 
vom 21. Ventöse, Jahres VII. und dem ſpaͤteren Dekrete vom 21. Sep⸗ 
tember 1810. auf dem linken Rheinufer, und nach den Großherzoglich 
Bergiſchen Dekreten vom 3. November 1809. und 24. Dezember 1809. 
auf dem rechten Rheinufer zur Anwendung kommenden abweichenden 
Tariffäge, daß die Honorare der Hypothekenbewahrer kuͤnftighin im 
ganzen Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln nach der beifol- 
genden Taxe erhoben werden. 

/ (Nr. 2705.) 26 * Ich 
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Ich beauftrage Sie, dieſe Order durch die Geſetzſammlung zur oͤffent— 
lichen Kenntniß zu SC réi g zur öffent 
Potsdam, den 15. Mai 1846. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Flottwell und Ühden. 


Taxe 


der Honorare fuͤr die Hypothekenbewahrer im Bezirke des Appella- 
tionsgerichtshofes zu Köln. 


on 
Ae GGeſchäͤfte, für welche das Honorar erhoben wird... in Silbe. 
a groſchen. 
4. | für die Inſkription eines Hypothekarrechts oder Privilegiums, 
ohne Ruͤckſicht auf die Zahl der Glaͤubiger, wenn die⸗ 
ſelbe in Einem Bordereau beantragt wird 8 
2. für eine Inſkription von Amtswegen . 8 
3. | für die Erklaͤrung einer Domizilveraͤnderung, geſchehe fie nun 
in Verbindung mit einer Zeſſion (Subrogation), oder 
ohne dieſelbe, fowie für den Vermerk der Prioritaͤts⸗ 
Bui r . ne 4 
4. | für die gaͤnzliche oder theilweiſe Loͤſchung einer Inſkription. 8 
5; | für den Auszug aus dem Hypothekenbuche über eine Inſkrip⸗ 
> Gë für die Beſcheinigung, daß keine Inſkription 
6. | für die Transſkription einer Mutationsurkunde, und zwar 


fuͤr jedes Blatt, von welchem die Seite 36 Zeilen und 

die Zelle 16 bis 18 Sylben durchſchnittlich enthalten muß 6 
7. | für eine Negativbeſcheinigung in Betreff der Transſkription 

K En ` a A = ai RS g FR 8 

, | für die Transſkription einer Beſchlagnahmeverfuͤgung für 

jedes Blatt, von welchem die Seite 36 Zeilen 0 die 

Zeile 16 bis 18 Sylben durchſchnittlich enthalten muß. 

9. für die Loͤſchung einer Immobiliarbeſchlagnahme 

10. | für die beglaubte Abſchrift einer bei den Hypothekenaͤmtern 

eingereichten oder transſkribirten Urkunde, fuͤr jedes 

Blatt, von welchem die Seite 36 Zeilen und die Zeile 

16 bis 18 Sylben durchſchnittlich enthalten muß.. 

11. für eine Duplikatquittunnn m E m nen 


D 


Dan 
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Anmerkungen. 


a) Bei den vorſtehend unter 6, 8 und 10. bezeichneten Handlungen wird 
eine angefangene und zum Theil beſchriebene Seite als volle Seite 
5 1 und dafuͤr das halbe Honorar eines Blattes mit 3 Sgr. 
angeſetzt. g 

b) Bei Erhebung eines Hypothekenauszuges (zu 5.) richtet ſich das Honorar 

des Hypothekenbewahrers nur nach der Zahl der darin enthaltenen 

Inſkriptionen, und kann für die ſchließliche Beſcheinigung, daß außerdem 

keine Inſkriptionen wider den Schuldner vorhanden ſeien, nichts gefor⸗ 

dert werden. Das Honorar fuͤr eine Negativbeſcheinigung findet daher 
nur in dem Falle ſtatt, wenn keine Inſkription gegen die Perſon beſteht, 
auf welche das Atteſt lautet. ; 

Für die Beſcheinigung über die erfolgte Hinterlegung von Mutations⸗ 

Urkunden und Beſchlagnahmeverfuͤgungen zum Transſkribiren und von 

Bordereaur zum Inſkribiren findet kein Honorar Statt. Die Hypothe⸗ 

kenbewahrer ſind verpflichtet, den Intereſſenten dieſe Beſcheinigung in 

allen Fällen, und zwar nicht blos über die eingereichten Urkunden, fon: 
dern auch uͤber den bezahlten Vorſchuß zu ertheilen. 


C 


— 


(Nr. 2706.) Reglement für die Feuerſozietaͤt der Haupt- und Reſidenzſtadt Königsberg i. Pr. 
Vom 22. A 1846. d ir Ce 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

haben, da das Feuerſozietaͤts-Reglement Unſerer Haupt: und Reſidenzſtadt 

Koͤnigsberg vom 25. Juli 1723. an manchen Maͤngeln leidet und den jetzigen 

Verhaͤltniſſen nicht mehr überall angemeſſen iſt, eine Reviſion deſſelben ange: 

ordnet, und nachdem dieſelbe bewirkt und die Intereſſenten daruͤber vernommen 

worden ſind, verordnen Wir, wie folgt: 


F. 1. 


Es ſoll für Unſere Haupt- und Reſidenzſtadt Königsberg i. Pr. nach!, ig 
RE a 


wie vor eine Öffentliche Sozietät beſtehen, deren Zweck auf gegenfeitige Ver⸗ 
ficherungen von Immobilien gegen Feuersgefahr gerichtet, und in welcher alſo 
die Gefahr dergeſtalt gemeinſchaftlich uͤbernommen iſt, daß ſich jeder Theilneh⸗ 
mer zugleich in dem Rechtsverhaͤltniſſe eines Verſicherers und Verſicherten be— 
findet, als Verſicherer jedoch nur mit den ihm nach dem gegenwaͤrtigen Ge— 
ſetze pro rata ſeiner Verſicherungsſumme obliegenden Beitraͤgen verhaftet iſt. 


§. 2. 
Das bisherige Feuerſozietaͤts-Reglement vom 25. Juli 1723. ſoll außer 
Kraft treten. In welcher Art die rechtlichen Verhaͤltniſſe der auf den Grund 
r. 2702706. des 


A. 
e 


emeine 
n. 
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des vorſtehenden Reglements bisher beſtandenen Sozietät für die Stadt gp. 
nigsberg abgewickelt, desgleichen auf welche Weiſe die Theilnehmer derſelben 
in die Fünftig nach dem gegenwärtigen Reglement zu verwaltende Feuerſozietaͤt 
uͤbernommen werden ſollen, nicht minder von welchem Zeitpunkte ab das neue 
Geſetz in Wirkſamkeit treten ſoll? darüber iſt die nähere Anleitung in der 
heute von Uns vollzogenen beſonderen Ausfuͤhrungsverordnung enthalten. 


§. 3. 

Die Verhandlungen Behufs Verwaltung der Angelegenheiten der Feuer⸗ 
Sozietaͤt für die Stadt Königsberg nach dem gegenwärtigen Reglement, die 
darauf bezuͤgliche Korreſpondenz zwiſchen den Behoͤrden und Mitgliedern der 
‚Sozietät, die amtlichen Atteſte und Taxen Behufs der Verſicherungen und der 
8 der Brandentſchaͤdigungen, desgleichen die Quittungen über empfan⸗ 
gen? n eee And von tarifmäßigen Stempeln und Sporteln 
entbunden. 

Bei Prozeſſen Namens der Sozietät find diejenigen Stempel, deren Be- 
zahlung der Sozietät obliegt, außer Anſatz zu laſſen. 

e Se SE si SÉ ge Nen ren Nee Ae iſt ec tarifmaͤßige 
empel in dem halben Betrage, zu den Nebenexemplaren aber d 
beglaubigter Abſchriften zu beribenben. 6 Pe 


LS d 
Wegen der Portofreiheit behält es bei den allgemeinen durch Vereini⸗ 


gung des Miniſters des Innern und des Generalpoſtmeiſters getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen ſein Bewenden. 


H. 5. 
Häng Die Sozietät darf zur Verſicherung gegen Feuersgefahr nur 
Heiner Gebaͤude (mit Ausſchluß der darin etwa vorhandenen Geräthſchaf⸗ 


ten), Zaͤune, Bohlwerke, Bruͤcken und aͤhnliche Bauwerke, 
auch alle dieſe Gegenſtaͤnde nur in ſofern aufnehmen, als ſie innerhalb des 
Kommunalbezirks der Stadt Koͤnigsberg gelegen ſind. 


§. 6. 

In dieſer Beſchraͤnkung gilt zwar die Regel, daß Gebaͤude aller Art ohne 
Unterſchied ihrer Einrichtung und Beſtimmung, ſowie die ſonſtigen nach $. 5. 
cho Aen Baulichkeiten, zur Aufnahme geeignet find; jedoch follen fol- 
gende Gebaͤude, als: 

Pulvermuͤhlen und Pulverniederlagen, Windmuͤhlen, Theater und 


Kirchen 
wegen allzu großer Feuergefaͤhrlichkeit und reſp. Koſtbarkeit gar nicht aufge⸗ 
nommen werden duͤrfen. 
LES? 


Jeder für ſich beſtehende Gegenftand muß einzeln, alſo auch jedes abge: 
ſonderte Neben⸗ und Hintergebaͤude und jede ſonſtige nach $. 5. und 6. auf⸗ 
nahmefaͤhige Baulichkeit beſonders verſichert werden. N 

§. 8. 
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H. 8. 

Im eege beſteht für die Befiger von Gebäuden und andern auf IN. Beitritts. 
nahmefähigen Baulichkeiten ($$. 5. und 6.) keine Zwangspflicht, ihre innerhalb So ber 
des Kommunalbezirks der Stadt belegenen Gebäude oder andere Baulichkeiten ü 
uͤberhaupt oder bei der Stadt⸗Feuerſozietaͤt gegen Feuersgefahr zu verſichern, viel⸗ 
mehr ſteht Jedem frei, wenn nicht beſondere Vertragsverhaͤltniſſe entgegenſtehen, 
ſeine aufnahmefaͤhigen Baulichkeiten ($$. 5. und 6.) auch anderswo, als bei der 
Stadt⸗Feuerſozietaͤt zu verſichern; kein Gebäude aber, welches ſchon anderswo 
verſichert iſt, kann bei der Stadt-⸗Feuerſozietat weder ganz noch zum Theil out. 
genommen, und kein Gebaͤude, welches bei ihr bereits verſichert iſt, darf auf 
irgend eine andere Weiſe nochmals, es ſei ganz oder zum Theil, verſichert werden. 

Findet ſich zu irgend einer Zeit, daß ein Gebaͤude, dieſer Beſtimmung 
entgegen, noch anderswo verſichert iſt, ſo wird daſſelbe nicht allein im Lager⸗ 
buche der Stadt⸗Feuerſozietaͤt ſofort geloͤſcht, ſondern es iſt auch der Eigenthuͤ⸗ 
mer im Falle eines BE wee $ der ihm ſonſt aus derſelben zukommenden 
Brandverguͤtung verluſtig, ohne daß gleichwohl feine Verpflichtung zu allen 
Feuerkaſſen⸗Beitraͤgen bis zu der Anfangsſtunde des Tages, von welchem die 
Verfugung der Feuerſozietaͤts⸗Deputation in Betreff der Loͤſchung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme im Feuerſozietaͤts⸗Kataſter erlaſſen worden, eine Aenderung er⸗ 
leidet und der Magiſtrat iſt außerdem verpflichtet, den Fall zur naͤheren Beſtimmung 
darüber, ob Grund zur Kriminalunterſuchung wegen intendirten Betruges oer. 
handen ſei? dem kompetenten Gerichte von Amts wegen anzuzeigen. 


. 


Zur Vermeidung gleicher Nachtheile ($. 8.) iſt es Niemandem, welcher 
der Feuerſozietaͤt der Stadt beitritt, geſtattet, mit einzelnen verſicherungsfaͤhigen 
Gebaͤuden und ſonſtigen Baulichkeiten des verſicherten Grundſtuͤcks an andern 
Feuerſozietaͤten Theil zu nehmen. 

$. 10. 

Der Eintritt in die Sozietaͤt mit den davon abhaͤngenden rechtlichen Wir⸗ S ba 
kungen, fowie eine Erhöhung der Verſicherungsſumme, ſoweit folche ſonſt a TE und 
laͤſſig if (. 11.), findet zu jeder Zeit, Sonn= und Feiertage ausgenommen, 
Statt. Der Vertrag beginnt mit der Anfangsſtunde desjenigen Tages, von 
welchem die Genehmigung der Feuerfozietäts-Deputation datirt iſt. 

Der Austritt aus der Sozietaͤt iſt ebenfalls zu jeder Zeit, Sonn- und 
Feiertage ausgenommen, zulaͤſſig, wenn der Verſicherte durch eine Beſcheinigung 
der Hypothekenbehoͤrde nachweiſt, daß auf dem Grundſtuͤcke keine Schulden haf- 
ten. In dieſem Falle erliſcht der Vertrag mit der Anfangsſtunde desjenigen 
ges, von welchem die Genehmigung der Feuerſozietaͤts-Deputation datirt 
iſt. — Haften dagegen Schulden auf dem verſicherten Grundſtuͤck, was ange⸗ 
nommen wird, wenn die erwaͤhnte Beſcheinigung der Hypothekenbehoͤrde in einer 
zu beſtimmenden mehrwoͤchentlichen Friſt, nicht eingereicht wird, fo iſt der Aus— 

itt aus der Sozietaͤt oder eine freiwillige Ermaͤßigung der Verſicherungsſumme 
mur dann, wenn darauf Sieben Monate vor Ablauf des Jahres an etragen 
worden iſt, ſtatthaft, damit die Feuerſozietaͤts-Deputation in den Stand sa 
(Nn. 2706.) iſt, 
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iſt, den geſchehenen Antrag der Hypothekenbehoͤrde, und dieſe wieder den einge⸗ 
tragenen Glaͤubigern ſo zeitig bekannt zu machen, daß die letztern im Stande 
ſind, in der uͤblichen Kuͤndigungsfriſt von ſechs Monaten ihre Kapitalien auf⸗ 
ene wenn ihnen die bevorſtehende Herabſetzung oder Löſchung der Ver⸗ 
icherungsſumme nicht zuſagen ſollte. Bringt der Verſicherte die Genehmigun 
der eingetragenen Glaͤubiger bei, ſo kann ſeinem Antrage in dieſem Falle ri 
ohne Beobachtung der vorher beſtimmten Friſt nachgegeben werden. In allen 
dieſen Faͤllen ſind die Feuerkaſſen⸗Beitraͤge nur fuͤr die ſeit dem Eintritt, oder 
reſp. bis zum Austritt vorgefallenen Braͤnde nach Maaßgabe der allgemeinen 
Ausſchreibung zu entrichten. 


$. 11. 


V. Höhe der Die Verſicherungsſumme darf den gemeinen Werth derjenigen Theile des 
aue verſicherten Gegenstandes, welche durch Feuer zerfidrf oder beſchaͤdig werden 
Summe. koͤnnen, alſo namentlich bei Gebaͤuden mit Ausſchluß der in der Erde befind⸗ 

lichen Fundamente, nicht uͤberſteigen. 


§. 12. 


Mit Beobachtung dieſer Beſchraͤnkung, ſoll es den Beſitzern von Ge⸗ 
baͤuden und ſonſtigen verſicherungsfaͤhigen Baulichkeiten freiſtehen, deren Ver⸗ 
ſicherung ſo hoch oder ſo niedrig zu beſtimmen, als ſie wollen. In jedem Falle 
muß die Verſicherungsſumme aber in Betraͤgen, welche durch die Zahl 10. 
theilbar ſind, abgerundet und in Preußiſchen Silberkurant ausgedruͤckt ſein. 


$. 13. 


Der im H. 11. angeordneten Beſchraͤnkung iſt fortan auch Jeder, der 
feine aufnahmefähigen, zum Sozietätsverbande gehörigen Gebäude und fonftigen 
Baulichkeiten anderswo verfichern läßt, unterworfen, dergeſtalt, daß eine hoͤhere 
Verſicherung unzulaͤſſig iſt. Jedes Zuwiderhandeln von Seiten eines Ver⸗ 
ſicherten foll, außer der Zuruͤckfuͤhrung der Verſicherungsſumme auf den im 
F. 11. beſtimmten Werth, mit einer zur ftädfifchen Feuer⸗Sozietaͤtskaſſe fließen⸗ 
den Geldbuße von fünf bis fünfzig Thalern, wenn der Kontraventionsfall vor 
einem Brande entdeckt wird, ſonſt aber, wenn die Entdeckung der Ueberſchrei⸗ 
tung erſt nach dem Brande geſchieht, neben jener Geldbuße mit dem Verluſte 
der Verſicherungsſumme, foweit fie über den im H. 11. beſtimmten Verſiche⸗ 
rungswerth hinaus geht, welche zur Haͤlfte dem ſtaͤdtiſchen Feuer⸗Sozietaͤtsfonds 
und zur andern Haͤlfte dem ſtaͤdtiſchen Armenfonds zufaͤllt, beſtraft werden. 


H. 14. 


Um den Verſicherungswerth eines Gegenſtandes (F. 11.) zu ermitteln, 
muß von demſelben eine ſpezielle Taxe aus dem Geſichtspunkte aufgenommen 
werden, daß dadurch, mit Ruͤckſicht auf die örtlichen Preiſe der Baumaterialien 
und Bauarbeiten, der dermalige Werth derjenigen in dem zu verfichernden Ge: 
genftande enthaltenen Baumaterialien und Bauarbeiten feftgeftellt werde, welche 
verbrennlich oder ſonſt der Zerſtoͤrung und Beſchaͤdigung durch Feuer ausge: 
ſetzt ſind; Alles, was nicht durch Feuer verletzt werden kann, bleibt alſo da 95 

aus⸗ 
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ausgeſchloſſen. Der dermalige Werth der Bauarbeiten ergiebt ſich bei Gebaͤu⸗ 
den, die nicht mehr in voͤllig baulichem Zuſtande ſind, dadurch, daß deren nach 
vorſtehenden Beſtimmungen feftgeftellter Werth in demſelben Verhaͤltniſſe redu⸗ 
irt wird, in welchem der Materialienwerth in dem vorgefundenen Zuſtande zu 
— vm Werthe ſteht, den die Baumaterialien in voͤllig gutem Zuſtande ha⸗ 
en wuͤrden. f i 


$. 15. 


Der Verſicherer muß ſich die Taxe ſelbſt beſchaffen. Er kann ſie von 
jedem gepruͤften Sachverftändigen aufnehmen laſſen. 0 
Bei Gebäuden genügt es, wenn die Taxe von einem gepruͤften Mauer⸗ 
meiſter und Zimmermeiſter aufgenommen wird. 
$. 16. 


Dieſelbe unterliegt aber in jedem Falle einer ſpeziellen Reviſion der 
Feuerfozieräts-Deputation und eines von derſelben zu erwaͤhlenden hoͤhern Baus 
beamten. Auch bleibt es der Feuerſozietaͤts-Deputation vorbehalten, zur Auf- 
nahme ſolcher Taxen gewiſſe Sachverſtaͤndige ein für allemal zu beftellen. 


$. 1 7. 


Die Taxe jedes Gebaͤudes und jeder ſonſtigen Baulichkeit muß von dem 
E in zwei Exemplaren vollzogen, der Feuerſozietaͤts-Deputation vorge 
egt werden. 


§. 18. 


Außer der Taxe muß bei jeder neuen Verſicherung von dem Eigenthuͤ⸗ 
mer zugleich ein Situationsplan von dem zu verſichernden Gegenſtande beige⸗ 
bracht werden. 


` H. 19. 


Die auf Grund bloßer Gebaͤude- und Bauwerksbeſchreibungen gewähl- 
ten Verſicherungsſummen ſollen eben ſo wenig als die blos zum Zwecke der 
Feuerverſicherung aufgenommenen Taxen jemals zur Grundlage bei oͤffentlichen 
oder Gemeindeabgaben und Laſten angewendet, oder überhaupt wider den 
Willen des Beſitzers zu andern fremdartigen Zwecken benutzt werden. 


F. 20. 


Regelmäßige periodiſche Reviſionen der Verſicherungsſummen oder Taxen, 
um die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung des Werths der 
verſicherten Gegenftände im Auge zu behalten, find zwar nicht erforderlich. 
Die Sozietät hat aber jeder Zeit das Recht, ſolche Reviſionen allgemein oder 
einzeln auf ihre Koſten vorzunehmen. Die mit den Feuerſozietaͤts⸗Angelegen⸗ 
heiten beauftragten Beamten ſind verpflichtet, beim Verfall der Gebaͤude und 
ſonſtigen Bauwerke, zumal ſolcher, deren Werth nach der Erfahrung ſchnell 
"ener? pflegt, ihr befonderes Augenmerk darauf zu richten, daß die Ver⸗ 
ſicherungsſumme niemals den wirklich noch vorhandenen Werth der wier op 
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VI. Erhöhung 
u. Herunter⸗ 
ſetzung der 
Verſiche⸗ 


VII. Beitraͤge 
— Intereſ⸗ 


enten. 


— 


Gegenftände uͤberſteige. Nicht minder iſt der Verſicherte felbft in ſolchen Faͤl⸗ 
len zur Anzeige verpflichtet, und es bleibt, wenn ſolche nicht erfolgt iſt, der 
Sozietaͤt auch nach etwa eingetretenem Brandſchaden der ihrerſeits zu fuͤhrende 
Nachweis, das der verſicherte Gegenſtand weniger werth geweſen, vorbehalten, 
ſo daß dieſelbe, wenn ſie ſolchen fuͤhrt, nur auf die Hoͤhe des wirklichen Werths 
verhaftet bleibt, ohne deshalb verbunden zu ſein, die von dem hoͤheren Betrage 
der Verſicherung gezahlten Beitraͤge zuruͤckzugewaͤhren. 


§. 21. 


Erhoͤhungen und Herunterſetzungen der bisherigen Verſicherungsſumme 
find nur unter Beobachtung der im $. 11. angeordneten Beſchraͤnkung zulaͤſſig. 
Der nothwendigen Herunterſetzung der Verſicherungſumme, welche daraus 


folgt, daß etwa der Werth der durch Feuer zerftörbaren oder unbrauchbar zu 


machenden Theile des verſicherten Gegenſtandes nicht mehr die Höhe der Ber: 
ſicherungsſumme erreicht, muß ſich ein Jeder unterwerfen, und es ſteht dagegen 
ſo wenig dem Beſitzer, als einem Dritten (Hypothekenglaͤubiger oder ſonſtigen 
Realberechtigten) ein Widerſpruchsrecht zu. Jedoch ſoll von jeder derartigen 
Herunterſetzung der Verſicherungsſumme der Hypothekenbehoͤrde Kenntniß gegeben 
werden. Die Wirkung dieſer Herunterſetzung tritt ſofort, nachdem ſie feſtgeſtellt 
ift, ein, und werden bis dahin die Beiträge noch nach der bisherigen Verſiche— 
rungsſumme, von da ab aber von dem herabgeſetzten Verſicherungsbetrage entrichtet. 


§. 22. 


Die von der Feuerſozietaͤts-Kaſſe zu zahlenden Brandverguͤtigungen und 
deren ſonſtige Beduͤrfniſſe werden durch die Beitraͤge der Intereſſenten aufge⸗ 
bracht und dieſe jährlich nach dem Beduͤrfniſſe der Kaffe ausgeſchrieben, wo- 
bei jedoch von der Feuerſozietaͤts-Deputation nach wie vor darauf zu achten 
iſt, daß in der Kaſſe ſtets ein angemeſſener Beſtand vorraͤthig ſei, aus welchem 
die bis zum Eingange der auszuſchreibenden Beitraͤge nach dem gewoͤhnlichen 
Laufe der Dinge vorkommenden Zahlungen beſtritten werden koͤnnen. 


H. 23. 


Die Ausſchreibung der Beiträge erfolgt nach einem gewiſſen Prozentſatze 
der kataſtrirten Verſicherungsſumme, und richtet ſich die Summe des Beitrags 
für jedes Gebäude nach der Klaſſe, zu welcher es nach feiner Beſchaffenheit 
und dem daraus hervorgehenden Grade feiner Feuergefaͤhrlichkeit gehört. 


§. 24. 
Die verſicherungsfaͤhigen Gebaͤude zerfallen in drei Klaſſen, und es 


gehoͤren 

zur erſten Klaſſe: Wohnhaͤuſer ohne Unterſchied, ob ſie maſſiv oder 

von Fachwerk errichtet ſind; 
zur zweiten Klaſſe: Speicher, wenn fie nicht unmittelbare annexa 
von Wohnhaͤuſern ſind, und Stallungen, wenn ſie im Bereiche 

der Speicher liegen; J 
zur dritten Klaſſe: Fabrikgebaͤude, Eiſengießereien, Zender 
un 


- MH = 


und Spinnereien — auf gewöhnliche Art oder mit Anwendung 
von Dampfmaſchinen. 


$. 28. 


Von Gebaͤuden: 
in der erſten Klaſſe wird der einfache Prozentſatz (F. 24.), 
in der zweiten Klaſſe der doppelte, 
in der dritten Klaſſe der vierfache Prozentſatz 
erlegt. 


§. 26. 


Die Beſtimmung, zu welcher der drei Klaſſen ein Gebaͤude gehoͤrt, haͤngt 
von der Aren Seen ab. Will der Eigenthuͤmer dieſer Beſtim⸗ 
mung ſich aber nicht unterwerfen, fo ſteht ihm, nach feiner Wahl (F. 83.), 
der Weg des Rekurſes oder die Berufung auf ſchiedsrichterliche Entſchei⸗ 
dung zu. 


$. 27. 


Wenn während der Verſicherungszeit in oder an dem Gebäude bauliche 
Veränderungen oder Anlagen gemacht werden, welche grundſaͤtzlich die Ver: 
ſetzung des verſicherten Gebaͤudes in eine andere zu höheren Beiträgen verpflich- 
tete Klaſſe ($$. 24. und 25.) nach ſich ziehen würden, fo iſt der Verſicherte 
verpflichtet, der Feuerſozietaͤts-Deputation ſofort und ſpaͤteſtens an dem Tage, 
von welchem ab das Gebaͤude zu dem durch die Veraͤnderung beſtimmten 
Zwecke (namentlich Gewerbe) gebraucht wird, Anzeige zu machen und ſich der 
aus den getroffenen baulichen Veränderungen etwa folgenden Beitragserhoͤ⸗ 
hung zu unterwerfen. 


H. 28. 

Eine gleiche Anzeige bis zu dem erwähnten Zeitpunkte (F. 27.) muß er⸗ 
folgen, wenn ein Gebäude während der Verſicherungszeit eine ſolche Veran: 
derung oder Beſtimmung erhaͤlt, welche ſeine voͤllige Ausſchließung aus dem 
Verbande nach fich ziehen wuͤrde. (F. 6.) 


$. 29, 


Geſchieht in dem Falle des $. 27. die Anzeige ſpaͤter als in dem vor⸗ 
geſchriebenen Zeitpunkte, oder wird es von der Feuerſozietaͤts⸗Deputation ent⸗ 
deckt, daß ſich ein Gebaͤude nicht in der richtigen Klaſſe befindet, ſo tritt mit 
dem Tage, an welchem die Regiſtrirung des Gebäudes in die zu höheren Bei⸗ 
tragen verpflichtete Klaſſe ftattfindet, eine neue Verſicherung in Bezug auf das 
Gebäude ein. Geſchieht die verſpaͤtete Anzeige oder Entdeckung in dem Falle 
des o 28., jo wird das Gebäude im Lagerbuche geloͤſcht. 5 f 

Unterbleibt endlich in beiden Fällen ($$. 27. und 28.) die Anzeige oder 
Entdeckung ganz, und das Gebäude wird durch Feuer beſchaͤdigt, ſo iſt der 
Eigenthuͤmer jedes Anſpruchs auf Brandverguͤtung verluſtig. In keinem dieſer 
Bälle findet eine Zuruͤckerſtattung der gezahlten Feuerſozietäts⸗Beitrage ſtatt und der 
(Cr. 2706.) 27 * Ma⸗ 
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Dean iſt überdies verpflichtet, den Fall zur naheren Beſtimmung daruͤber, 
ob Grund zur Kriminalunterſuchung wegen intendirten Betrugs vorhanden ſei, 
dem kompetenten Gericht von Amtswegen anzuzeigen. 


$. 30. 


VIII. Brand⸗ Einer foͤrmlichen Abſchaͤtzung des Schadens, welcher an einem bei der 

ſchaden Take. Feuerſozietät verſicherten Gegenſtande durch Brand entſtanden iſt, bedarf es 
nur, wenn der Feuerſchaden partiell geweſen und die Baulichkeit nicht voͤllig 
abgebrannt oder zerftört, alſo ein vollſtaͤndiger Neubau nicht erforderlich iſt. 


D. 31. 


Alsdann hat dieſelbe den Zweck, das Verhaͤltniß zwiſchen demjenigen 
Theile des bei der Sozietät versicherten Bauwerths, welcher durch das Feuer 
und bei deſſen Daͤmpfung vernichtet, und demjenigen, der in einem brauchbaren 
Zuſtande geblieben iſt, feſtzuſtellen. 0 


Die Abſchaͤtzung wird alſo nicht auf eine beftimmte Geldſumme, ſondern 
vielmehr auf die vernichtete Quote des ganzen verſicherten Objekts gerichtet, 
mithin dadurch ausgeſprochen, welcher aliquote Theil des Werths nach dem 
im H. 14. aufgeſtellten Geſichtspunkte beurtheilt, vernichtet worden iſt. 


$. 33. 


Bei dieſer Ermittelung dient die der Verſicherung zum Grunde liegende 
Taxe des abgebrannten Gegenſtandes zum Anhalte, und es bleibt nach den 
Umſtaͤnden vorbehalten, die etwa mangelhaften Notizen durch den Augenſchein, 
durch Zeugen oder ſonſt zu ergaͤnzen. 


$. 34. 


Die Schadensfeſtſtellung ſelbſt erfolgt Seitens der Feuerſozietaͤts⸗-Depu⸗ 
tation. Zu dem Ende ordnet dieſelbe, ſobald das Feuer gelöfcht und die 
Brandſtaͤtte von Schutt geräumt iſt, jedoch laͤngſtens innerhalb 8 Tagen nach 
erfolgter ang aus ihrer Mitte eine Kommiſſion ab, welcher die erfor- 
derlichen Sachverftändigen, bei Gebäuden namentlich zwei geprüfte Bauhand⸗ 
werker, nämlich ein Maurer- und ein Zimmermeiſter, oder ein vereideter Bau⸗ 
Beamter beigegeben werden. Ueberzeugt ſich die Kommiſſion, daß ein Total⸗ 
Schaden vorliegt, ſo hat dieſelbe blos eine Verhandlung aufzunehmen, wodurch 
dieſes Reſultat feſtgeſtellt wird. 

Handelt es ſich aber von einer partiellen Beſchaͤdigung, ſo iſt die Ab⸗ 
ſchaͤtzung des Schadens nach §§. 31—33. ſofort an Ort und Stelle vorzu⸗ 
nehmen und zu Protokoll zu bringen. 

§. 35. 

Die zugezogenen Sachverſtaͤndigen werden jedesmal mit dem Geſichts⸗ 
punkte, wonach ihr ſachkundiges Urtheil begehrt wird, zuvor genau bekannt ge: 
macht und wenn ſie nicht ſchon ein fuͤr allemal vereidet ſind, zu der Handlung 
durch Handſchlag beſonders verpflichtet. 1 30 


a u 


$. 36. 

In jedem Falle ift auch der Beſchaͤdigte bei der Verhandlung zuzuziehen 
und mit ſeiner Erklaͤrung daruͤber zum Protokoll zu vernehmen. Verweigert 
er ſolche, ſo iſt anzunehmen, daß er die Schadensfeſtſtellung nicht anerkenne, 
und demnaͤchſt in Gemaͤßheit der unten ($. 83. folg.) gegebenen Vorſchriften 
weiter zu verfahren. 


$. 37. 


Bis zu völlig entſchiedener Sache darf der Beſchaͤdigte an dem betref⸗ 
fenden Gegenſtande nicht das Geringſte vornehmen, wodurch der Schadensſtand 
verändert wird. Thut er ſolches, jo macht er ſich aller feiner Einwendungen 
gegen die erfolgte Schadensfeſtſtellung verluſtig. 


H. 38. 
Die Koſten der kommiſſarialiſchen Verhandlung (F. 34.) werden von der 
Sozietaͤt getragen. g. 39 


Die Brandſchadenverguͤtung wird für alle Beſchaͤdigungen des verſicher- IX. Auszab⸗ 
ten Gegenſtandes, welche durch Feuer entſtanden ſind, geleiſtet, ohne daß die E, 
Art und der Grund der Entſtehung des Feuers, derſelbe möge in höherer denvergü- 
Macht, Zufall, Bosheit oder Muthwillen beruhen, darin einen Unterſchied macht. "gelber. 


$. 40, 


Wenn jedoch das Feuer von dem Verſicherten ſelbſt vorſaͤtzlich verurſacht 
oder mit ſeinem Wiſſen und Willen oder auf ſein Geheiß von einem Dritten 
angelegt worden, ſo faͤllt die Verbindlichkeit der Sozietaͤt zur Zahlung der 
Brandſchadenverguͤtung fort. 

Wegen bloßen Verdachts, daß der Verſicherte das Feuer vorſaͤtzlich ver- 
urſacht — em kann dieſe Zahlung nur dann vorenthalten werden, wenn der 
Verdacht fo dringend iſt, daß auf den Grund deſſelben wider ihn die Kriminal⸗ 
Unterſuchung eroͤffnet worden iſt. 

In dieſem Falle haͤngt es von dem Ausfalle des Urtels ab, ob die 
Brandſchadenverguͤtung definitiv wegfaͤllt, oder nach rechtskraͤftig entſchiedener 
Sache nachzuzahlen iſt. Wird naͤmlich der Verſicherte gaͤnzlich oder vorlaͤufig 
freigeſprochen, ſo muß die Nachzahlung erfolgen; im Falle einer Verurtheilung 
aber iſt die Sozietaͤt nicht dazu verpflichtet. 


$. 41. 


Iſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten 
ſelbſt, oder aber von ſeinem Ehegatten, Kindern oder Enkeln, oder von ſeinem 
eſinde oder von ſeinen Hausgenoſſen verurſacht worden, ſo darf deshalb die 
Zahlung der Brandſchadengelder von Seiten der Sozietät nicht verweigert oder 
vorenthalten werden. Der Sozietät bleibt aber in ſolchen Faͤllen der Zivil⸗ 
Anſpruch auf Ruͤckgewaͤhr nach den allgemeinen Geſetzen in ſoweit vorbehal- 
ten, als dem Verſicherten, erſten Falls in ſeinen eigenen Handlungen, andern 
(Fr. 2706.) Falls 
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Falls in der hausvaͤterlichen Beaufſichtigung der vorgedachten Perſonen d 
grobe Berſchuldung (culpa lata) zur Laßt fällt 9 


$. 42. 


Ob und wie weit ſonſt die Sozietaͤt gegen jeden Dritten, welcher den 
Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Zivilprozeſſes auf Entſchaͤ⸗ 
digung klagen koͤnne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen be⸗ 
urtheilt. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenerſatz aber, welche dem Ver⸗ 
ſicherten ſelbſt gegen einen Dritten zuftehen möchten, gehen bis auf den Betrag 
der von der Sozietät geleifteten Brandſchadenverguͤtung, kraft der Verſicherung, 
auf die Sozietaͤt uͤber. 

$. 43. 

Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch ein Feuer entſteht, welches, 
gleichviel ob von freundlichen oder feindlichen Truppen, nach Kriegsgebrauch, 
d. h. zu Kriegsoperationen oder zur Erreichung militairiſcher Zwecke auf Be⸗ 
fehl eines Heerfuͤhrers oder Offiziers vorſaͤtzlich erregt worden, wird von der 
Sozietaͤt nicht verguͤtet. 


$. 44. 


Daß ein von Friegführenden Truppen vorfäglich erregtes Feuer zu mi: 
litairiſchen Zwecken und alfo mit kriegsrechtmaͤßigem Vorſatze erregt wor⸗ 
den, wird im zweifelhaften Falle vermuthet, wenn der Befehl dazu oder zu 
ſolchen Operationen, wovon der entſtandene Brand eine nothwendige oder mit 
gewoͤhnlichem Verſtande als wahrſcheinlich vorauszuſehende Folge geweſen, wirk⸗ 
lich ertheilt worden iſt. 

$. 45. 

Ein ſolcher Befehl ſelbſt aber kann in Faͤllen, wo deſſen Wirklichkeit, ſei 
es geradezu, oder auch nur aus den erwieſenen begleitenden Umſtaͤnden, nicht 
We erweiſen ift, nur dann vermuthet werden, wenn die Anzuͤndung eines Ge⸗ 

aͤudes durch Truppen während eines Gefechts oder auf einem Ruͤckzuge im 
Angeſichte des Gegners, oder während einer Belagerung oder vor einer Bela- 
gerung bei Armirung eines Platzes geſchehen iſt. 

§. 46. 

Feuerſchäden, die im Kriege durch Ruͤckſichtsloſigkeit, Muthwillen oder 
Bosheit des Militairs und Armeegefolges, oder gar nur auf Veranlaſſung des 
Kriegszuſtandes entſtehen, ſind von der Verguͤtung durch die Sozietät keines⸗ 
weges ausgeſchloſſen. 2 


$. 47. 


Ebenſo wenig find von dieſer Verguͤtung ſolche Beſchaͤdigungen ausge⸗ 
ſchloſſen, welche durch den Blitz, wenn ſolcher nicht gezuͤndet, ſondern blos zer⸗ 
truͤmmert hat, hervorgebracht worden, noch auch ſolche, welche einem aſſoziirten 
Gegenſtande, zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch die ge, des 

Feuers, 


zu. 


Feuers, und Behufs derfelben oder um die weitere Verbreitung des Feuers zu 
verhuͤten, z. B. durch ein von kompetenten Perſonen angeordnetes oder doch 
nachher als noͤthig oder nuͤtzlich Le Feuerloͤſchung nachgewiefenes Einreißen 
oder Abwerfen von Wänden, Dächern u. ſ. w. an den in der Verſicherung be⸗ 
griffenen Theilen derfelben zugefügt find. Schäden aber, welche durch Erd⸗ 
eben, Pulver oder andere Exploſionen oder aͤhnliche Naturereigniſſe verurfacht 
ſind, werden nur dann verguͤtet, wenn ein ſolches Ereigniß Feuer veranlaßt 
hat, und die Schaͤden ſelbſt alſo Brandſchaͤden ſind. 


§. 48, 


Bei Partialſchaͤden erfolgt die e in derſelben Quote der Ver⸗ 
ſicherungsſumme, als von den verſicherten Gegenſtaͤnden nach $. 32. für abge⸗ 
brannt oder vernichtet erachtet worden. 


H. 49. 


Bei Totalſchaͤden wird die ganze Verſicherungsſumme verguͤtet, jedoch 
der Werth der etwanigen Ueberbleibſel ſogleich bei Feſtſtellung des Brandſcha⸗ 
dens auf eine Quote des Geſammtwerthes des durch den Brand zerſtoͤrten 
Gegenſtandes abgeſchaͤtzt und davon in Abzug gebracht. 


$. 50. 


„Die Auszahlung der Verguͤtungsgelder erfolgt bei Gebäuden in drei 
gleichen Theilzahlungen. N ? 

Iſt namlich ein Totalſchaden vorhanden, fo wird das erſte Drittheil 
Soch, fobald vom Beſchaͤdigten nachgewiefen worden, daß die Fundamente zu 
em neuen Gebaͤude gelegt Gë Die Fälligkeit des zweiten Drittheils haͤngt 
von dem Nachweiſe ab, daß das wiederherzuſtellende Gebaͤude unter Dach 
gebracht worden, und das letzte Drittheil wird geleiſtet, ſobald die Wiederher- 
ſtellung, den Beſtimmungen dieſes Reglements gemaͤß (F. 61.), vollendet iſt. 
Iſt der Schaden nur partiell, ſo wird jede der drei Raten dann geleiſtet, ſo⸗ 
bald durch ein Atteſt eines Baubeamten nachgewieſen wird, daß deren Betrag 
zum Retabliſſement verwendet worden. 

$. 51. 

Leiſtet der Aſſozürte für die Verwendung der Brandverguͤtung zur 
Wiederherſtellung des Schadens geſetzmaͤßige Sicherheit, ſo werden ihm die im 
$. 50, feſt eſetzten Theilzahlungen in der Art praͤnumerando gewaͤhrt, daß ihm 
das erſie Dritkheil ſofork nach beſtellter Sicherheit, der zweite und dritte Theil 
aber dann gezahlt wird, wenn ſonſt erſt das erſte und reſp. das zweite Drit⸗ 
theil fällig ware. 

$. 52. 

Bei Gegenſtaͤnden anderer Art, als Gebaͤuden, erfolgt die Auszahlung 
der Verguͤtung ihrem ganzen Betrage nach, erſt, wenn deren Wiederherſtellung 
vollſtaͤndig geſchehen. 

(Nr. 2706.) $. 53. 
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$. 53. 


Findet die Wiederherſtellung des abgebrannten Gegenſtandes, es ſei ein 
Gebaͤude oder ſonſtiges Bauwerk, überhaupt. nicht ſtatt ($. 62.), jo wird die 
ee CN zum vollen Betrage, ſobald ſolches feſtſteht, auf einmal 
ausgezahlt. 


§. 54. 


Die Sszietaͤtskaſſe iſt verpflichtet, die Zahlung prompt und laͤngſtens in 
drei Wochen, nachdem der Empfangsberechtigte das Vorhandenſein der Bedin⸗ 
gungen derſelben ($$. 50—53.) nachgewieſen hat, zu leiſten. 

Findet eine längere Verzögerung der Zahlung ſtatt, fo iſt die Sozietät 
von dieſem Termine ab zu den geſetzlichen Verzugszinſen verpflichtet. 


$. 55. 


Die Zahlung gefchieht in der Regel an den Verſicherten, und darunter 
iſt allemal der Eigenthuͤmer des verſicherten Gegenſtandes zu verſtehen, derge⸗ 
ſtalt, daß in dem Falle, wenn das Eigenthum des Grundſtuͤcks, worauf der 
verſicherte Gegenſtand ſteht, oder geſtanden hat, durch Veraͤußerung, Ver⸗ 
erbung u. ſ. w. auf einen andern uͤbergeht, damit zugleich alle aus dem Ver⸗ 
e entſtandene Rechte und Pflichten fuͤr uͤbertragen erachtet 
werden. 


$. 56. 


Die Sozietät ift aber nicht verbunden, ſich nach den Beſitzveraͤnderun⸗ 
gen zu erkundigen, vielmehr zahlt ſie an denjenigen Beſitzer, welcher in ihrem 
Kataſter eingetragen iſt, wenn nicht ein anderer dagegen Einſpruch erho⸗ 
ben hat. 


$. 57. 


Das Intereſſe der Hypothekenglaͤubiger und anderer Realberechtigten 
wird dabei Seitens der Sozietaͤt von Amtswegen nicht weiter beachtet, als es 
die Beſtimmung der $$. 20 — 52. 61. mit ſich bringen. Kein Realglaͤubiger 
hat das Recht, aus den Brandverguͤtungsgeldern eine Befriedigung zu ver⸗ 
langen, oder einen Arreſtſchlag darauf auszuwirken, wenn und ſoweit dieſelben 
in die Wiederherſtellung des abgebrannten Gegenſtandes verwendet werden. 


$. 38. 


Iſt hingegen der Fall vorhanden, daß die Brandverguͤtung nicht zum 
Retabliſſement verwendet wird ($. 62.), fo muß der Verſicherte dazu, daß die 
Zahlung an ihn erfolge, die Einwilligung der im Hypothekenbuche eingetrages 
nen Gläubiger und fonftigen Realberechtigten beibringen, oder durch ein Atteſt 
der Hypothekenbehoͤrde nachweiſen, daß ſolche nicht eriftiren, widrigenfalls die 
Brandverguͤtung zum gerichtlichen Depoſitorio eingezahlt und dem Gerichte die 
Sa Hee zwiſchen ihm und dem eingetragenen Glaͤubiger uͤber⸗ 
aſſen wird. 


F. 59. 
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$. 59. 


Nur wenn ein durch Brand verungluͤckter Theilnehmer von der Wie- X. Folge des 
derherſtellung eines gaͤnzlich abgebrannten Gegenſtandes dispenſirt wird (F. 62.) Pandun 


ſcheidet er ruͤckſichtlich deſſelben aus der Sozietaͤt aus. Sonſt aber unterbricht Sig nur Den 
weder der Total⸗ noch der Partialbrandſchaden den Verſicherungsvertrag, nur Le 


muß nach Wiederherftellung des Brandſchadens, — wenn ſolcher an und für aus der ©o- 
ſich nicht zu unbedeutend iſt, — worüber in jedem Falle die Feuerfozieräts- b 
Deputation zu entſcheiden hat, — den Erforderniſſen des H. 14. folgd. ſogleich Oe, 9 
nach bewirktem Retabliſſement von Neuem Genuͤge geleifter, und das Kataſter des beſchd⸗ 


darnach berichtigt werden. en 


F. 60. 


Von dem Augenblicke an, in welchem der Brandſchaden erfolgt iſt, bis 
zu dem Zeitpunkte, mit welchem das neu berichtigte Kataſter in Wirkung tritt, 
iſt der durch Brand beſchaͤdigte Theilnehmer hinſichtlich des abgebrannten oder 
beſchaͤdigten Gegenſtandes, vorausgeſetzt, daß der Brandſchaden ſo bedeutend iſt, 
daß der davon betroffene Gegenſtand ſeiner Beſtimmung gemaͤß gar nicht be— 
nutzt werden kann, von der Beitragsleiſtung entbunden. 

Wenn aber inzwiſchen der im Retabliſſement begriffene Gegenſtand, die 
auf der Bauſtelle befindlichen Baumaterialien mit eingerechnet, von einem neuen 
Brandunfall betroffen wird, ſo ſoll von der Verguͤtung, welche die Sozietaͤt 
auch in dieſem Falle auf diejenigen Objekte, die als bereits in den Bau ver⸗ 
wendet oder zur Bauſtelle geſchafft, und dort vernichtet, beſonders nachgewieſen 
werden, in dem F. 32. und 48. bezeichneten und nach Maaßgabe des F. 34. 
und 35. feſtzuſtellenden Verhaͤltniſſe zu leiſten hat, der Geſammtbetrag der er⸗ 
laſſenen oder noch zu erlaſſenden Beitraͤge und zwar nach dem Maaße, wie ſie 
von dem abgebrannten Gegenſtande zu leiſten geweſen ſein wuͤrden, in Abzug 
gebracht werden. 


$. 61. 


In der Regel hat auch jeder Aſſozürte, welcher einen verficherten Gegen- 
ſtand durch den Brand gaͤnzlich verliert, gegen die Sozietät die Verpflichtung, 
ſolchen auf derſelben Stelle wieder herzuſtellen und nur unter diefer Bedingung 
auf die Auszahlung der Verguͤtungsgelder Anſpruch (F. 50. ff.) 

Indeſſen hängt dieſer Anſpruch niemals von der Wiederherſtellung eines 
dem abgebrannten völlig gleichen Gegenſtandes ab, ſondern es iſt nur erfor- 
derlich, daß die Verguͤtungsgelder lediglich zum Bau verwendet werden. 


$. 62. 


Auch iſt Unſere Regierung befugt, die Wiederherſtellung eines abge: 
brannten Gegenſtandes entweder uͤberhaupt oder auf der alten Bauſtelle aus 
polizeilichen oder anderen hoͤheren Ruͤckſichten zu unterſagen, und in dieſem 
Falle darf dem Beſchaͤdigten die Verguͤtung, ſo weit ſie ihm ſonſt gebuͤhrt, 
nicht vorenthalten werden. Nicht minder bleibt der Regierung vorbehalten, mit 
derſelben Wirkung auch ſchon dann den Abgebrannten auf ſeinen Antrag vom 
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Wiederaufbau zu entbinden oder ihm den letzteren auf einer andern Bauſtelle 

8 eſtatten, wenn keine polizeiliche Ruͤckſicht dem entgegenſteht. In dieſem 
alle iſt jedoch die Regierung an die vorgaͤngige Zuſtimmung des Magiſtrats, 

welcher daruͤber zur gutachtlichen Aeußerung aufzufordern iſt, gebunden. 


§. 63. 


xl. Beamte Die obere allgemeine Leitung der Feuerſozietäͤts⸗Geſchaͤfte führt, wie bis⸗ 
rat, her, der Magiſtrat, welcher ein Mitglied feines Kollegiums mit deren ſpeziellen 
Bearbeitung zu beauftragen hat. 


$. 64. 


Unmittelbar unter dem Magiſtrate ſteht die aus Mitgliedern deſſelben 
und aus den mit Grundeigenthum angeſeſſenen Stadtverordneten und Buͤrgern 
gebildete Feuerſozietaͤts⸗Deputation, als eigentliche verwaltende Behoͤrde. Zu 
85 derer beizuordnenden Magiſtratsmitgliedern gehört namentlich der 

yndikus. 


$. 65. 

Die Kaſſengeſchaͤfte der Feuerſozietaͤt werden von Beamten der Kommu— 
nalfaffe beſorgt, welche in dieſer Beziehung dieſelben Dienſtobliegenheiten haben 
und derſelben Kontrolle unterliegen, wie in Anſehung der unter ihrer Verwal⸗ 
tung ſtehenden Kommunalfonds. 


$. 66. 
Zu den übrigen Buͤreaugeſchaͤften bedient ſich die Feuerſozietaͤts-Deputa⸗ 
tion der zur unentgeltlichen Bearbeitung der Feuerſozietaͤts-Angelegenheiten ver- 
pflichteten Subalternen des Magiſtrats. 


$. 67. 


Fuͤr dieſe Verwaltung der Angelegenheiten der Feuerſozietaͤt durch Kom- 
munalbeamte erhaͤlt die Kaͤmmerei von der Feuerſozietaͤt einen angemeſſenen 
Gehaltszuſchuß, welcher auf verfaſſungsmaͤßigem Wege feſtzuſtellen iſt. 


$. 68. 


XII. Ge Bei der Feuerſozietaͤts-Deputation wird ein Lagerbuch (Kataſter) geführt, 
— 71 7 welches alle das Feuerverſicherungs-Geſchaͤft betreffende Haupthandlungen nach— 
zietät. weiſen muß. 


F. 69. 


Dies Kataſter iſt, geordnet nach den einzelnen Stadtbezirken und der 
Nummerfolge der darin belegenen Grundſtuͤcke, nach dem beiliegenden Schema 
anzulegen und fortzufuͤhren. 


SM $. 70. 


Die vorfallenden Veränderungen (Eintreten neuer oder Wegfallen bis⸗ 
heriger Theilnehmer, Erhoͤhung oder Herunterſetzung der Verſicherungsſumme) 
wer⸗ 
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ze, ſobald ſolche als ſtatthaft anerkannt find, in das Lagerbuch einge— 
ragen. 


$. 71. 


Anträge auf ſofortigen Eintritt in die Sozietät oder Erhöhung einer 
Verſicherungsſumme koͤnnen zu jeder Zeit an die Feuerſozietaͤts⸗-Deputation ge⸗ 
langen, welche alsdann ſofort die Anfertigung und Reviſion der Taxe zu ver⸗ 
anlaſſen und die Genehmigung in einer befonderen Verfügung auszusprechen hat. 


$. 72. 

Die etwa noͤthige Vervollſtaͤndigung oder Reviſion der eingereichten Taxe 
muß demnaͤchſt von der Feuerſozietaͤts⸗-Deputation beſonders gefoͤrdert werden, 
ſo daß die Genehmigung der Verſicherung und die Aushaͤndigung eines Exem⸗ 
plars der revidirten und mit dem Vermerk der Eintragung in das Lagerbuch 
verſehenen Taxen an die Verſicherten keinen Aufſchub erleidet. 


$. 73. 


Bei bloßen Erhoͤhungen der Verſicherungsſummen kommt es darauf an, 
ob ſolche auf Grund einer ſchon vorhandenen Taxe nachgeſucht werden, oder 
ob es der erneuerten Genuͤgung der H. 14. folgd. bedarf; im letzteren Falle iſt 
der $. 72. zu beobachten. 


$. 74. 


Bei jeder Veränderung der Verſicherungsſumme erhält der Eigenthuͤmer 
zur Beurkundung derſelben einen Extrakt aus dem Kataſter, welcher alle bei 
feinem Grundſtuͤcke verſicherten Gegenſtaͤnde und deren Verſicherungsſumme 
ſpeziell nachweiſen muß; dafuͤr ſind von ihm nur die gewöhnlichen Schreib⸗ 
und Botengebuͤhren, welche zur Magiſtrats⸗Sportelkaſſe fließen, zu entrichten. 


$. 75. 


Die Einziehung der Beiträge erfolgt mittelft beſonderer von der Feuer⸗ 
ſozietaͤts-Deputation an die einzelnen Debenten zu erlaſſenden Ausſchreibungen; 
die Erhebung derſelben Seitens der Kaſſe dagegen auf Grund einer Heberolle, 
welche gleich, nachdem die Ausſchreibungen beſchloſſen ſind, angelegt und mit 
er Cl open der Feuerſozietaͤts-Deputation verſehen, der Kaffe zugefertigt 

erden muß. 


H. 76. 


Die Ausſchreibungen ſind ſo zu faſſen, daß jeder Aſſozürte aus derſelben 
zisleich eine moͤglichſt genaue Ueberſicht der Verwaltung gewinnen, namentlich 
ie Summe aller Beitraͤge aus der naͤchſt vorher gegangenen Ausſchreibung 
und alle einzelnen ſeit derſelben vorgefallenen Ausgaben an Brandverguͤtungs— 
geldern, Verwaltungskoſten ꝛc. erſehen kann. 
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J. . 


Alljaͤhrlich legt die Kaſſe uͤber die Feuerſozietaͤts-Fonds ſpezielle Rech— 
nung. Dieſelbe wird, wie bei den eigentlichen Kommunalfonds, durch den 
Magiſtrat und die Stadtverordnetenverſammlung abgenommen. 


$. 78. 
Die Juſtifikation der Kaſſen-Einnahme erfolgt auf nachſtehende Weiſe: 


a) das Soll der ausgeſchriebenen Beiträge wird durch die von der Feuer: 
Sozietaͤts⸗Deputation beſtaͤtigte Heberolle belegt; 


b) Veraͤnderungen in dieſem Soll, welche nach Aushaͤndigung der Heberolle 
durch Ab⸗ und Zugang der Theilnehmer reſp. Erhöhung und Herunter⸗ 
ſetzung der Verſicherungsſummen eintreten, muͤſſen durch beſondere Ver— 
fügungen der Feuerſozietaͤts⸗-Deputation, und 


c) etwanige außerordentliche Einnahmen muͤſſen durch beſondere Vereinnah—⸗ 
mungs⸗Orders der genannten Deputation juſtifizirt werden; 


d) wenn wider Erwarten Beiträge im Ruͤckſtande bleiben, ſo ſind ſolche 
Reſte durch beſondere Atteſte, und wenn ſie gar unbeibringlich werden 
ſollten, durch beſondere Niederſchlagungs-Orders der Feuerſozietaͤts⸗De⸗ 
putation nachzuweiſen. 


$. 79. 

Bei der Ausgabe iſt die Haupt⸗Poſt „an bezahlten Brandverguͤtungs⸗ 
Geldern“ durch förmlich ausgefertigte Feſtſetzungs⸗Dekrete und refp. Zahlungs⸗ 
Orders der Feuerſozietaͤts-Deputation, imgleichen durch gehoͤrige Quittungen 
der Empfänger zu juſtifiziren. 

Die Verwaltungs- und alle ſonſtigen Ausgaben werden durch beſondere 
Anweiſungen und kaſſenmaͤßige Quittungen juſtiftzirt. 


H. 80, 


Der Feuerſozietaͤts-Fonds wird bei den gewoͤhnlichen monatlichen und 
den ſonſt ſtattfindenden extraordinairen Reviſionen der Kommunalkaſſe durch die 
Kaſſenreviſions-Kommiſſion mitrevidirt. 


BCS 


mt. Verfab- Beſchwerden tiber das Verfahren der Feuerſozietaͤts-Deputation oder 
lurs“ und Anfragen derſelben find zunaͤchſt bei dem Magistrat, in höherer Inſtanz aber 
Streitfaͤlen. bei der Regierung, dem Ober-Praͤſidenten und event. bei dem Miniſter des 


Innern anzubringen. 


$. 82. 


Fuͤr Streitigkeiten, welche uͤber gegenſeitige Rechte und Verbindlichkeiten 
zwiſchen der Sozietaͤt und einem oder mehreren der Aſſozürten r 
eibt 
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bleibt es bei dem ordentlichen Wege Rechtens, wenn der Streit ſich auf die 
Frage bezieht: ob der (angebliche) Aſſozüirte ruͤckſichtlich eines ihn betreffenden 
Brandſchadens uͤberhaupt als zur Sozietät gehörig zu betrachten, oder aber 
ihm überhaupt eine Brandentſchaͤdigungs-Verguͤtung zu verſagen ſei, oder 
nicht? Doch verſteht ſich von ſelbſt, daß auch in dieſen Fallen ein Kompromiß 
en 1 Entſcheidung nach weiterer Vorſchrift der Geſetze zu: 
aͤſſig iſt. 


§. 83. 


Für alle übrige Streitfälle, außer den vorſtehend bezeichneten, nament⸗ 
lich bei Streitigkeiten über die Aufnahme der Taxe oder Brandſchäden, Aber 
die Berſetzung eines Gebäudes in eine weniger begünſtigte Klaſſe ($. 24.) und 
den hiernach zu erlegenden höheren Prozentſatz, über den Betrag der Feuer⸗ 
Verguͤtungsgelder, uͤber die Zahlungsmodalitaͤten, uͤber zu bezahlende Koſten 
und dergleichen findet hingegen der ordentliche Rechtsweg nicht Statt, ſondern 
es ſteht dem betheiligten Intereſſenten, welcher ſich bei der Feſtſetzung der Feuer⸗ 
ſozietaͤts-Deputation nicht beruhigen will, nur die Wahl zwiſchen dem Wege 
des Rekurſes und der Berufung auf eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung zu. Iſt 
aber dieſe Wahl einmal getroffen und auf dem gewaͤhlten Wege bereits eine 
Entſcheidung erfolgt, ſo kann nachher davon nicht wieder abgegangen werden. 


— Wë 


Der Rekurs geht nach H. 81. zunaͤchſt an den Magiſtrat, dann an die 
Regierung, den Ober-Praͤſidenten und event. an den iniſter des Innern, 
deſſen Entſcheidung auf dieſem Wege die endliche und rechtskraͤftige iſt. Wer 
aber die ſchiedsrichterliche Entſcheidung in Anſpruch nehmen will, muß die Be⸗ 
rufung darauf binnen einer Praͤkluſiofriſt von drei Wochen nach dem Empfange 
der Feſtſetzung der Sozietaͤtsdeputation, gegen welche feine Beſchwerde gerichtet 
iſt, bei der letztern anbringen. 


F. 85. 


Die ſchiedsrichterliche Behoͤrde ſelbſt ſoll aus drei Schiedsrichtern beſtehen, 
wovon einer als Obmann fungirt. Den erſten Schiedsrichter ernennt der mit 
der Sozietät in Streit befangene Intereſſent und den zweiten die Feuerſozie⸗ 
taͤts⸗Deputation, beide aus der Zahl der mit Grundſtuͤcken angeſeſſenen ſtaͤdti⸗ 
ſchen Einwohner, dergeſtalt jedoch, daß dieſelben bei der ſtaͤdtiſchen Feuerſozie⸗ 
tät aſſozürt, großjaͤhrig und untadelhaften Rufes und außer einem nach den 
Geſetzen die Zeugnißglaubwuͤrdigkeit beeintraͤchtigenden Verwandtſchaftsverhaͤlt⸗ 
niffe, ſowohl unter einander, als mit dem Provokanten, fein muͤſſen. Den drit⸗ 
ten Schiedsrichter, und zwar denjenigen, welcher als Obmann eintritt, hat der 
Magiſtrat, und zwar lediglich aus der Zahl der in der Stadt Koͤnigsberg mit 
Richtereigenſchaft angeſtellten Juſtizbeamten, zu ernennen. 
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H. 86. 


g Der mit der Sozietät in Streit befangene Intereſſent muß feinen Schieds⸗ 
richter gleich bei Anbringung ſeiner Provokation namhaft machen. Hat er dies 
nicht gethan, ſo muß an ihn die Aufforderung ergehen, denſelben in einer 
anderweitigen präflufivifchen Friſt von 8 Tagen anzuzeigen. Laͤßt er dann 
auch dieſe Friſt verſtreichen, ohne den Schiedsrichter namhaft zu machen, fo ift 
feine Provokation für nicht angebracht zu achten. ) 

Dieſe nachtheilige Folge muß ihm jedoch in der an ihn ergehenden Ver— 
fuͤgung ausdruͤcklich angedroht werden. 


$. 87. 


Etwanige Ausſtellungen gegen die Qualifikation des von dem einen oder 
dem andern Theile in Vorſchlag gebrachten Schiedsrichters muͤſſen binnen einer glei⸗ 
chen praͤkluſiviſchen Friſt von acht Tagen, nachdem ſolcher dem gegneriſchen 
Theile angezeigt iſt, angebracht werden. Ueber dergleichen Ausſtellungen ent⸗ 
ſcheidet, ohne daß weiterer Rekurs dagegen zuläffig iſt, der Magiſtrat. Findet 
derſelbe ſie begruͤndet, ſo fordert er den betreffenden Theil auf, in einer andern 
DS E Friſt von acht Tagen einen andern Schiedsrichter in Vorſchlag 
u bringen. 
i Wird auch dieſer unqualifizirt befunden, oder die dem betreffenden Theile 
geſetzte Friſt verſaͤumt, ſo beſtellt der Magiſtrat fuͤr denſelben einen qualifizirten 
Schiedsrichter von Amtswegen. 


) H. 88. 

Sobald beide Theile ihre Schiedsrichter ernannt haben, und die gegen 
dieſelben etwa erhobenen Ausſtellungen auf die im $. 87. angegebene Weiſe 
befeitigt find, gehen die Akten an den ernannten Obmann und dieſem liegt die 
Protokollirung und Leitung der ferneren Verhandlungen ob. 


$. 89. 

Dieſe Verhandlung muß zur Vermeidung der Nichtigkeit ergeben, daß 
beide Theile mit ihren Gruͤnden gehoͤrt worden ſind, und daß die Urkunden und 
Schriften, welche zur Sache gehören, vorgelegen haben. Die Feuerſozietaͤts⸗ 
Deputation wird hierbei durch ein oder zwei ihrer Mitglieder vertreten. 


H. 90. 


Den Spruch faͤllen die beiden erſten Schiedsrichter; der Dritte tritt nur 
dann, wenn jene ſich nicht uͤber eine und dieſelbe Meinung vereinigen koͤnnen, 
als Obmann hinzu, um durch ſeine Stimme den Ausſchlag zu geben. 


H. 91. 


Gegen einen ſolchen ſchiedsrichterlichen Ausſpruch findet nur die Nich— 
tigkeitsklage, wo ſolche durch den $. 89. dieſes Reglements oder durch die allge⸗ 
meinen 


8 ` WS 


meinen Geſetze zu begründen iſt, und zwar alsdann vor dem ordentlichen Richter 
Statt, welcher dabei event. zugleich mit Vorbehalt der ordentlichen Rechtsmit⸗ 
tel, in der Sache ſelbſt in erſter Inſtanz zu entſcheiden hat. Die Nichtigkeits⸗ 
klage muß aber binnen einer Präkluſivfriſt von zehn Tagen nach Eroͤffnung 
des ſchiedsrichterlichen Spruchs bei demſelben anhaͤngig gemacht werden. 


$. 92. 


Außer dem Falle der Nichtigkeit findet gegen den ſchiedsrichterlichen 
Ausſpruch weder Rekurs, noch Appellation, noch ſonſt ein Rechtsmittel Statt, 
8 es geht ſolcher nach zehn Tagen in die unwiderrufliche Rechts— 
raft uͤber. 


§. 9. 


Die ſchieds richterlichen Verhandlungen muͤſſen nach rechtskraͤftiger Ab- 
machung der Sache, wenn fie nicht nach $. 91. an den ordentlichen Richter 
gelangen, an den Magiſtrat eingeſendet und in deſſen Regiſtratur aufbewahrt 
werden. 


§. 94. 


Jeder in der Stadt Koͤnigsberg mit Richtereigenſchaft angeſtellte Juſtiz- V. Bei⸗ 
beamter iſt, wenn er in einer vor der ſchiedsrichterlichen Behörde zu verhan⸗ Mark, dil 
delnden Streitſache als Obmann beſtellt wird, dieſem Rufe in ſoweit, als ihn Feuerſozie⸗ 
bei erheblichen Behinderungsfaͤllen feine vorgeſetzte Behörde nicht davon entbin⸗ 1 
hat. 


det, Folge zu leiſten ſchuldig. 
§. 95. 


Ferner ſoll jeder angeſtellte Baubeamte ſchuldig ſein, innerhalb ſeines 
Geſchaͤftskreiſes den Requiſikionen der Feuerſozietaͤts-Deputation zu Tax⸗ und 
Brandſchadenaufnahmen oder zu den Reviſionen Folge zu leiſten, und ſeine 
vorgeſetzte Behörde ihn noͤthigenfalls dazu anhalten. Gr erhält dafuͤr die Did- 
ten ſeines Grades. 


H. 96. 


; Jeder Bauhandwerker oder fonftige Sachverſtaͤndige iſt verpflichtet, auf 
die Aufforderung der Feuerſozietaͤts-Deputation oder ihrer Kommiſſarien, in dem 
ax⸗ oder Brandſchadenaufnahme-Termine ſich einzufinden und das von ihm 
eforderte Gutachten abzugeben, wofuͤr er die geſetzlichen oder herkoͤmmlichen 
agegelder bezieht. Leiſtet ein oder der andere Sachverſtaͤndige einer ſolchen 
Aufforderung nicht Folge, ſo ſoll zwar an ſeiner Stelle ein anderer Sachver— 
aͤndiger zugezogen werden, der ungehorſam Ausgebliebene aber nicht nur die 
dadurch bene Mehrkoſten zahlen, ſondern auch fuͤr allen Schaden haf⸗ 
ten, welcher durch ſeinen Ungehorſam etwa herbeigefuͤhrt werden moͤchte. 
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$. N. 


Endlich ſoll auch jede Öffentliche Behörde verpflichtet fein, der Feuerfo- 
ietätö-Depufation jede von derſelben erbetene und zu ihrem (der requirirten 
Behoͤrde) Geſchaͤftskreiſe gehoͤrige Auskunft, ſoweit nicht beſondere geſetzliche 
Bedenken entgegenſtehen, zu ertheilen. 


$. 98. 


> Set Zur Ertheilung von Prämien und Belohnungen für vorzüglich wirkſam 

digungen, gewordene Brandhuͤlfeleiſtungen oder zum Erſatz außerordentlicher Beſchaͤdigun⸗ 

rer Deg gen, ſoweit hierbei das gegenwärtige Reglement nicht entgegenſteht, iſt die Feuer⸗ 

elt, t ge- ſozietäts⸗Deputation in jedem einzelnen Falle die Genehmigung des Magiſtrats 
einzuholen verbunden. 


Gegeben Sansſouei, den 22. Mai 1846. 


* 


( S) Friedrich Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. 


Feuer⸗ 
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Feuer⸗Sozietaͤts⸗Kataſter 
der 
Königlichen Haupt- und Reſidenzſtadt 


Königsberg. 


Jahrgang 1846. (Nr. 2706.) 29 Be⸗ 


Benennung des Grundſtuͤcks 


Ben en 
Tag, a - 
amen 
des mit welchem Vi 
der des d SS ER 
Ka: Verſicherungs⸗ ; É Seiten, Neben: 
taſters.] Vertrag ber Eigenthuͤmers. Haͤuſer. und 
a ginnt. Hintergebaͤude. 
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z. B. Hinter-Anger , 4. 
— . U—— — — — 
nung. 


Verſicherungsſumme Bemerkungen 
Total⸗ (wohin auch gehoͤrt, ob von dem 
Gebaͤude in der I., II. oder III. 
Klaſſe die Praͤmie gezahlt wird. 


der der 

Speicher, Ställe, einzelnen Gegen: Summe. 
Garten: Häufer fände 

und Zäune. ` 
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(Fr. 2707.) Verordnung wegen Ausführung des Reglements für die Feuerſozietaͤt der Stadt 
Koͤnigsberg i. Pr. Vom 22. Mai 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen dc. dc. 


finden Uns veranlaßt, in Bezug auf das heute von Uns vollzogene Reglement 
für die Feuerſozietät der Stadt Königsberg in Preußen zum Behuf der Aus⸗ 
fuͤhrung deſſelben nach Anhoͤrung der Intereſſenten annoch folgende nähere Be: 
ſtimmungen zu treffen. 


§. 1 
Bei der durch das Reglement vom 25. Juli 1723. gegruͤndeten Feuer⸗ 
Sozietät der Stadt Königsberg dauern die gegenfeitigen rechtlichen Sozietaͤts⸗ 
Verhaͤltniſſe noch bis zum Ablauf des Jahres 1846. ungeaͤndert fort. Mit 
dem 1. Januar 1847. treten die in dem heute vollzogenen neuern Reglement 
enthaltenen Modifikationen derſelben in Kraft. 


a 2. 
Alle bis zu dem gedachten Zeitpunkte fich ereignende Feuerſchaͤden find 
alſo noch nach den Vorſchriften des gedachten Reglements vom 25 Jul do 
und den bisherigen Obſervanzen zu vergüten. 


$. 3. 

Sogleich nach geſchehener Promulgation dieſer Verordnung und des 
Feuerſozietäts⸗Reglements vom heutigen Tage hat die ſtädtiſche Feuerſozietaͤts⸗ 
Deputation die nöthige Einleitung zu treffen, um nach Maaßgabe der op, 11. 
bis 16. des neuen Reglements von allen bei der Stadt⸗Feuerſozietaͤt verſicher⸗ 
ten oder pro 1847. noch zu verſichernden Gebäuden uud fonftigen Bauwerken 
Taxen aufnehmen zu laffen und auf Grund derſelben das neue, mit dem Jahre 
1847. in Wirkung tretende Lagerbuch oder Kataſter anzulegen. 


$. 4. 

Zu dem Ende hat die Feuerſozietaͤts-Deputation für die einzelnen Bes 
ée der Stadt Kommiffionen zu ernennen, welche ſich, nach gehöriger Bez 
anntmachung durch die öffentlichen Blaͤtter, in die Wohnungen der bereits 
verſicherten oder die Verſicherung noch nachſuchenden Grundbeſitzer begeben, 
von den letztern die Taxen der verſicherten oder noch zu verſichernden Baus 
Gegenftände anfertigen laffen, oder nach ihren Angaben ſelbſt anfertigen und 
demnaͤchſt ſich ſogleich der Lokalreviſion unterziehen. Findet ſich bei der Lokal⸗ 
Reviſion gegen die nachgeſuchten Verſicherungs-Summen nichts zu erinnern, 
ſo hat die Kommiſſion die Taxe zu beſcheinigen und der Seen 
tation einzureichen; andern Falls aber die Herabſetzung der mess 

umme 
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Summe nach H. 21. des neuen Reglements bei der Feuerſozietaͤts-Deputation 
zu beantragen. 


H. 5. 

Erklaͤrt ein ſchon verſicherter Grundbeſitzer der Kommiſſion, ſeine Ge⸗ 
baͤude pro 1847. nicht mehr bei der Stadt-Feuerſozietaͤt verſichern zu wollen, 
fo iſt dieſe Erklarung zu Protokoll zu nehmen und der Feuerſozietaͤts⸗Deputa⸗ 
tion einzureichen. Wil derſelbe aber bei der Stadt⸗Feuerſozietaͤt verbleiben, 
und vollzieht er daher die aufzunehmende Taxe, oder tragt er wegen Unzufrie⸗ 
denheit mit der von der Kommiſſion aufgenommenen Taxe auf die Entſcheidung 
der Feuerſozietats⸗Deputation an, ſo iſt er an dieſe Erklarung dergeſtalt oe 
bunden, daß der Austritt aus der Stadt-Feuerſozietaͤt nicht früher als zum 
zweiten Semeſter des Jahres 1847. angemeldet werden kann. 


H. 6. 


Neue Verſicherungen pro 1847. bei der Stadt-Feuerſozietaͤt muͤſſen noch 
vor dem 1. November 1846. nachgeſucht werden, jedoch verſetzen ſich diejenigen, 
welche ſich En ſpaͤt melden, bei diefer erſten Einrichtung nur in die Lage, daß, 
wenn das Verſicherungsgeſchaͤft vor dem 1. Januar 1847. nicht vollſtaͤndig 
abgeſchloſſen werden kann, die Wirkung des Vertrages bis zum Datum des 
Genehmigungserlaſſes der Feuerfozieräts-Deputation verſchoben bleibt. 

Die Feuerſozietaͤts- Deputation hat aber die Entſcheidung über die zu 
ſpaͤt eingehenden neuen Verſicherungsantraͤge pro 1847. nach beendigter Ein⸗ 
richtung des Lagerbuchs (Kataſters) dergeſtalt zu beſchleunigen, daß die Ge⸗ 
nehmigung moͤglichſt noch vor dem Ablaufe des Monats Januar 1847. er⸗ 
folgen kann. 


K 7. 

Die revidirten und reſp. in Folge der Abſchaͤtzung berichtigten Taxen der 
bereits in der Verſicherung der Stadt-Feuerſozietaͤt befindlichen und darin ver⸗ 
bleibenden Gebaͤude muͤſſen beim Ablaufe des Monats Oktober 1846., diejeni⸗ 
gen der vor dem 1. November 1846. zur Verſicherung pro 1847. neu ange⸗ 
meldeten Gebaͤude und Bauwerke aber ſpaͤteſtens beim Ablaufe des Monats 
November 1846. in den Haͤnden der Feuerſozietaͤts-Deputation fein, welche das 
neue Lagerbuch oder Kataſter anzulegen und dafuͤr zu ſorgen hat, daß bis zum 
Ablaufe des Jahres 1846. ſaͤmmtliche nach jenen Taxen bei der Stadt⸗ 
Feuerſozietaͤt pro 1847. verſicherten Gebäude und Bauwerke darin eingetra— 
gen werden. 


§. 8. 

Sollte in einzelnen Faͤllen bei den bereits verſicherten Gebaͤuden die 
Berichtigung alles deſſen, was zur Fefiftellung des Werths und der Verſiche⸗ 
rungsſummen gehoͤrt, ſolche Hinderniſſe finden, daß es nicht mehr moͤglich iſt, 
die Mängel noch vor dem 1. November 1846. zu ergänzen, fo wird die Zu⸗ 
laͤſſigkeit der bisherigen Verſicherungsſumme vermuthet, und dieſe nach vorgaͤn⸗ 
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iger ng auf die naͤchſtuntere, durch zehn theilbare Zahl, mit Vor: 
behalt ſpaͤterer Berichtigung, in das Lagerbuch eingetragen. 


§. 9. 
N Unſerer Regierung zu Koͤnigsberg liegt es ob, darauf zu ſehen, daß 
dieſes Alles gehoͤrig und zu rechter Zeit geſchehe, und die Verwaltung der 


Stadt⸗Feuerſozietaͤt nach den Vorſchriften des neuen Reglements vom heutigen 
Tage, vollſtaͤndig vorbereitet, mit dem 1. Januar 1847. in Wirkſamkeit trete. 


So geſchehen Sansſouci, den 22. Mai 1846. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. 
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(Nr. 2708.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Ratiborer Kreis— 
Obligationen zum Betrage von 89,000 Rthlr. Vom 22. Mai 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von den Ratiborer Kreisſtaͤnden die ie der Mittel, 
welche die den Kreis durchſchneidende Chauſſeeanlage von Ratibor nach der 
Landesgrenze bei Klingebeutel, außer dem Zuſchuſſe aus Staatsfonds, erfor⸗ 
dert, im Wege eines Anlehns beſchloſſen, dieſer Beſchluß von Uns genehmigt 
worden iſt, und die zur Negozirung dieſes Anlehns ernannte kreisſtaͤndiſche 
Kommiſſion darauf angetragen hat, zu dieſem Behufe auf jeden Inhaber lau⸗ 
tende, mit Zinsſcheinen verſehene Kreisobligationen zum Betrage von 89,000 
Rthlr., geſchrieben: Neun und achtzigtauſend Thalern, ausſtellen zu duͤrfen, 
wollen Wir, da ſich bei dieſem Antrage weder im Intereſſe der Glaͤubiger, 
noch in dem der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des 
H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, 
welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, zur Ausſtellung 
von 178, geſchrieben: Einhundert achtundfiebenzig Stuͤck Ratiborer Kreisobli⸗ 
gationen, eine jede zu 500 Rthlr., geſchrieben: Fuͤnfhundert Thalern, welche 
nach anliegendem Schema unter Litt. A. Nr. 1. bis 178. auszuſtellen, mit drei 
und ein halb Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und aus dem vom Kreiſe aufzu⸗ 
bringenden Tilgungsfonds, nach der durchs Loos beſtimmten Folgeordnung zu 
tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmi⸗ 
gung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obli- 
gationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen⸗ 
thums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 


Durch vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, wird fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen in 
keinerlei Weiſe eine Gewaͤhrleiſtung Seikens des Staats uͤbernommen. 


Gegeben Sansſouci, den 22. Mai 1840. 
(. S) Friedrich Wilhelm. 


von Bodelſchwingh. Flottwell. 
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Ratiborer Kreis-Obligation. 


Litt. A. W Zr 
Rthlr. 500 Preuß. Kurant. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau von Ratibor nach der 
Landesgrenze bei Klingebeutel bekennt auf Grund des unterm 
Allerhöchft beftätigten Kreistagsbeſchluſſes vom 28. Februar d. J. ſich Namens 
des Kreiſes Ratibor durch dieſe fuͤr jeden Inhaber guͤltige Verſchreibung zu 
einer Schuld von 


„Fuͤnfhundert Thalern Preuß. Kurant“ 


nach dem Muͤnzfuße von 1764., welche gegen Leiſtungen fuͤr den Ratiborer Kreis 
kontrahirt werden. 
Die Bezahlung geſchieht allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe zu bilden- 
den Tilgungsfonds. 
ie Folgeordnung der Einlöͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital nach 
der deshalb ergehenden oͤffentlichen Bekanntmachung zu entrichten iſt, wird es 
in ſechsmonatlichen Terminen, von heute an gerechnet, mit drei und ein halb 
vom Hundert in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. Die Ausbezahlung der 
Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤckgabe der hiermit ausgegebe⸗ 
nen Zinsſcheine und dieſer Schuldverſchreibung, und wird der Inhaber auf 
vorſichtige Aufbewahrung dieſer Papiere aufmerkſam gemacht. 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. N 
40 Sin zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterfchrift 
ertheilt. f 


Ratibor, den ten 1846. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau von Ratibor nach 
der Landesgrenze bei Klingebeutel, 


Mit dieſer Obligation find 10 Zins⸗ 
Kupons von Nr. 1 — 10. mit der Unter⸗ 
ſchrift des hierunter verzeichneten Landraths 
ae eben, deren Ruͤckgabe bei früherer 
Ein ang des Kapitals mit der Schuld- 
verſchreibung erfolgt. 


